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Im Vergleich zum Meeresstrand ist im Hochgebirge eine 20-40 % höhere UV-Strahlung zu 

erwarten. Dennoch befindet sich am tiefsten Punkt der Erde, im Norden Äthiopiens einer der 

weltweit extremsten UV-Hotspots: Die Danakil-Salzwüste. Die Intensität gekoppelt an die 

Dauer des Sonnenscheins in einer Welt ohne Schatten erzeugt eine exorbitante UV-Belas-

tung.  
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Titelthema 

Hautkrebs 

durch UV 

Sommer-
sonne 

und UV-Strahlung verbunden 
mit Hautkrebswarnungen 
werden im Zusammenhang 
mit steigenden Hitzeperioden 
in Rahmen des Klimawandels 
medial als unausweichlich 
postuliert. Jährlich Hunder-
tausende Neuerkrankungen 
und steigende Todeszahlen 
scheinen einen unumkehrba-
ren Trend zu folgen, dem die 
Bevölkerung ausgesetzt ist 
und mit Schutzmaßnahmen 
entgegenwirken soll. Kosten-
intensive Messstationen wer-
den europaweit errichtet (BfS-
Messnetz siehe unten). Was 
tatsächlich hinter der Statistik 
steckt, ist Gegenstand des Ti-
telthemas. 
 
Cover story skin cancer 
caused by UV radiation 
Summer sun and UV radiation 
combined with skin cancer 
warnings are postulated as in-
evitable in connection with in-
creasing heat waves in the 
context of climate change. 
Hundreds of thousands of 
new cases every year and ris-
ing death tolls seem to follow 
an irreversible trend to which 
the population is exposed and 
should counteract it with pro-
tective measures. Cost-inten-
sive measuring stations are 
set up throughout Europe 
(see below for the BfS meas-
uring network). What is actu-
ally behind the statistics is the 
subject of the cover topic from 
Page 3. 
 
BfS-UV-Messnetz z.Z. 33 Orte 
 

Sachstand Nuklear-Endlagersuche:  

Über die laufenden Aktivitäten der Endlagersuche informiert ausführlich 

www.base.bund.de. Demnach stand die „Grenztemperatur als Anforderung im 

Standortauswahlverfahren“ im Mittelpunkt des Workshops am 28.03.23, bei dem 

diverse Forschungsvorhaben betreffs unterschiedlicher „Wirtsgesteine“ darge-

stellt wurden. Der veränderte Zeitablauf der Endlagersuche wurde bereits im 

Strahlentelex 01/23 vorgestellt. „Als möglichen Zeitraum für den Vorschlag der 

übertägig zu erkundenden Standortregionen an das BASE wurde entsprechend 

das zweite Halbjahr 2027 ermittelt, eine exakte Terminierung wird voraussicht-

lich erst zehn Monate vorher, sprich im zweiten Halbjahr 2026 möglich sein.“ 
(Zitat BGE vom 16.12.22) 

Generell werden Interessenten gesucht, die sich am öffentlichen Beteiligungs-

prozess der Endlagersuche hochradioaktiver Abfälle beteiligen und mitwirken 

wollen. Jeden ersten Mittwoch im Monat findet eine Videokonferenz statt, die 

über den aktuellen Stand zum Suchverfahren (ohne Anmeldung) informiert und 

den Zugang zu weiteren Beteiligungsformaten offeriert. 

Sachsen-Anhalt führte 28.03.23 eine Bürgeranhörung in Salzwedel durch.  

Aktueller Ausblick: Vom 13. bis 15. September 2023 veranstaltet das Bun-
desamt für die Sicherheit der nuklearen Entsorgung (BASE) das zweite inter-
nationale Forschungssymposium für die Sicherheit der nuklearen Entsorgung 
safeND. Die Konferenz bietet Wissenschaftlern unterschiedlichster Disziplinen 
die Möglichkeit, ihre Forschungsergebnisse mit Blick auf den sicheren Umgang 
und die Entsorgung radioaktiver Abfälle zu präsentieren und zu diskutieren. 
Schwerpunkte sind: 

• Stilllegung nuklearer Einrichtungen 

• Zwischenlagerung, Konditionierung und Transport radioaktiver Abfälle 

• Standortauswahl und Endlagerung von hoch- sowie schwach- und mit-
telradioaktiven Abfällen 

• Safeguards und Non-Proliferation (Sicherheitskategorien und Nichtver-
breitung/-export) und Alternative Entsorgungsmethoden 

• Kommunikationsprozesse, Langzeitinformationserhalt und Semiotik 
(Kennzeichnung) und Partizipationsprozesse 

• Historische, wirtschafts- und rechtswissenschaftliche Analysen 
Eine Exkursion zu den Verwahrungsbauwerken der Uranbergbaufolgen ist 
nach Ronneburg und Schlema vorgesehen. 
 
 

 

 

In dieser Ausgabe: Dem nebenstehend erläuterten Titelthema zur Strahlenbelas-

tung des ultravioletten Lichtanteils (S. 3-7) folgt die Fortsetzung der Bewertung der 
langwierigen Studienergebnisse der sogenannten Wismutkohorte betreffs der Krebshäu-
figkeit bei Uranbergarbeitern. Die wenig aussagekräftigen Ergebnisse veranlassten die 
Bundesregierung, Unsicherheitsanalysen in Auftrag zu geben. Teil 1 liegt seit 5 Jahren 
vor, Teil 2 ist fertiggestellt, ohne dass bisher eine Veröffentlichung erfolgte. Dazu mehr 
ab Seite 8. Eine aktuelle bundesweite Umweltkampagne betraf „PFAS“, Kurzinfo S. 7. 
Die Ausweisung von Radonvorsorgegebieten in Thüringen wird ab Seite 13 themati-
siert. Unser Autor Frank Ullrich startet mit einer Themeneinleitung zum Sinn der Radon-
vorsorge eine Beitragsserie, die sich insbesondere der wissenschaftlich basierten Quali-
tät bisheriger Untersuchungsergebnisse widmen wird. Ab S. 16 erfolgt die Fortführung 
der Beiträge zu den Bundesländern mit RVG; diesmal die Herangehensweise des verant-
wortlichen Ministeriums zur Ausweisung derartiger Gebiete in Thüringen.  
In der Regional-Beilage wird über das aktuelle Umweltthema Ronneburgs, die geplante 
zentrale Klärschlammverbrennungsanlage Thüringens, aus/für Bürgersicht informiert.  

 
Impressum: Herausgeber Kirchlicher Umweltkreis Ronneburg (gegründet 1988); Er-
scheinungsort: Ronneburg (Deutschland); alle Rechte liegen bei dem jeweiligen Verfas-
ser. Erscheint 4/a zum jeweiligen Druckkostenpreis der kolorierten print-Ausgabe (diese 
Ausgabe 2,40 €; (das Abo z.Z. 1,50 €); Bezug über franklange44@web.de; © Copyright 
2023 by Frank Lange. Die hier und auf unserer Webseite veröffentlichen Inhalte und 
Werke unterliegen dem deutschen Urheberrecht. Für den Inhalt sind die jeweiligen Auto-
ren verantwortlich. Druck: Nicolaus & Partner - 04626 Nöbdenitz;  
Die online-Ausgabe erscheint s/w und ohne Regionalteil ab 15.05.2023 auf der Internet-
seite der Kirchengemeinde Ronneburg.  ISSN 2748-873X (online) 2749-8417 (print) 
 

http://www.base.bund.de/
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Spätestens vor jeder 
Sommerperiode kommt 
es zu gehäuften Mel-
dungen über Hautkrebs 
durch UV-Strahlung. Ak-
tuelle Pressemeldungen 
benennen für Deutsch-
lands häufigstes Krebs-
leiden jährlich 280.000 
bis 300.000 Neuerkran-
kungen, dem etwa 4.000 
Menschen pro Jahr er-
liegen. Die Ultraviolette 
Strahlung (UVS) deckt 
einen Wellenlängenbe-
reich von 100 Nanome-
ter (nm) bis 400 nm un-
terhalb des sichtbaren 
Lichtes ab und gehört 
(ab etwa 250 nm) zum 
energiereichsten Teil 
der optischen Strah-
lung, mit der Sonne als 
natürlicher Quelle. 
 
Gesundheitliche Be-
deutung  
Beim natürlichen wie 
künstlichen „Sonnen-
bad“ bewirkt die UV-
Strahlung durch Über-
last Schädigungen von 
Augen und Haut. Sie 
wird in den Zellen absor-
biert und bewirkt Verän-
derungen, die u.a. das 
Erbgut (DNA) schädi-
gen; bereits unterhalb 
der Sonnenbrand-

schwelle setzen Schädi-
gungen ein. Reparatur-
systeme in den Zellen 
beseitigen die Schäden 
am Erbgut in aller Regel 
wieder. Aber länger 

anhaltende oder inten-
sive UV-Bestrahlungen 
sowie generell die Son-
nenbrände überbelas-
ten diese Systeme und 
können zu bleibenden 
Erbgutveränderungen 
mutieren. Das Ri-
siko Hautkrebs steigt, in 
jedem Fall altert die 
Haut durch das Ausblei-
ben bzw. Aussetzen der 
Produktion von Struktur-
proteinen des Bindege-
webes deutlich früher. 
Die ungeschützten Au-
gen sind von Binde-
haut- und Hornhautent-
zündungen betroffen. 
Langzeitschädigung 
führen zum Katarakt 
(Grünen Star), Erkran-
kungen der Retina 
(Netzhaut) sind nicht 
auszuschließen. Akute 
Hautschäden bilden 
neben der verbrannten 
Haut das Auftreten ver-
schiedener Hautaller-
gien. Eine Nebenwir-
kung ist die Schwä-
chung des Immunsys-
tems.  
Andererseits benötigt 
der Körper bestimmte 
UV-Dosen. Eine wich-
tige positive biologische 
Wirkung des UV-Lich-
tes ist die Anregung der 

Bildung des körpereige-
nen Vitamin D (durch 
UV-B-Strahlung). 
Die Wirkungen der UV-
Strahlung sind unter an-
derem von der 

Empfindlichkeit der Haut 
abhängig. Hier differen-
ziert man bis zu 6 Haut-
typen, die vom kelti-
schen (Melanin unge-
schützt) bis zum 
schwarzhäutigen (Mela-
nin geschützt) reichen. 
 
Gefahrenindex 
Für UV-Sonnen-Strah-
lung existiert mit der 
Einführung eines Gefah-
ren- bzw. UV-Indexes 
eine Bewertungskatego-
rie zum allgemeinem 
Verständnis. 
„Der UV-Index be-
schreibt den am Boden 
erwarteten Tagesspit-

zenwert der sonnen-
brandwirksamen UV-
Strahlung. Je höher 
der UV-Index ist, desto 
schneller kann bei unge-
schützter Haut ein Son-
nenbrand auftreten. 
Der UV-Index ist eine 
Orientierungshilfe zur 
Beantwortung der 
Frage, welche Sonnen-
schutzmaßnahmen 
wann ergriffen werden 
sollten.“ [1] 
Mit steigendem Index 
nimmt die UV-Bestrah-
lungsstärke zu. Schutz-
maßnahmen setzen ab 
Stufe 3 ein; oberhalb In-
dex 8 ist der Aufenthalt 
in der Sonne zu mini-
mieren, zu begrenzen, 
letztlich weitestgehend 
zu meiden.  

Über die Informations-
skale Abb. 1 hinausge-
hende spezielle Fakto-
ren zur medizinisch-wis-
senschaftlichen Veror-
tungen betreffen die bio-
logischen und biomedi-
zinischen Wirkungen 
der Wellenlängenberei-
che. Im Wesentlichen 
geht es dabei um die 
(stufenlose) Erfassung 
und Berechnung von 
Expositionsgrößen 
(Energie pro Fläche), 
die letztlich in Standard-
Erythemdosen (SED) 
umgerechnet werden. 
(Erythem = Sonnen-
brand). 

 
Benennung Hauptein-
flüsse der UV-Strah-
lung 
Generell wird von einer 
Zunahme der Sonnen-
strahlung ausgegangen. 
Abb. 2 bestätigt diesen 
Trend in gewissen Um-
fang für ausgewählte 
Bundesländer. Längere 
Sonnenzeiten bedeuten 
noch keine Zunahme 
kritischer UV-Belas-
tungsbereiche. Die ver-
mehrten Hitzeperioden 
bewirken den Anstieg 
der Herz-/Kreislaufprob-
leme der Bevölkerung.  
UV-Index und medizini-
sche Wirkfaktoren hän-
gen vor allem vom Son-
nenstand ab; der ändert 
sich am stärksten mit 

Optische Strahlung  

Hautkrebs infolge Ultraviolett-

strahlung (UVS) 

https://www.bfs.de/SharedDocs/Glossareintraege/DE/S/strahlung.html?view=renderHelp
https://www.bfs.de/SharedDocs/Glossareintraege/DE/S/strahlung.html?view=renderHelp
https://www.bfs.de/SharedDocs/Glossareintraege/DE/S/strahlung.html?view=renderHelp
https://www.bfs.de/SharedDocs/Glossareintraege/DE/S/strahlung.html?view=renderHelp
https://www.bfs.de/SharedDocs/Glossareintraege/DE/R/risiko.html?view=renderHelp
https://www.bfs.de/SharedDocs/Glossareintraege/DE/R/risiko.html?view=renderHelp
https://www.bfs.de/DE/themen/opt/uv/wirkung/langfristig/langfristig_node.html
https://www.bfs.de/SharedDocs/Glossareintraege/DE/S/strahlung.html?view=renderHelp
https://www.bfs.de/SharedDocs/Glossareintraege/DE/S/strahlung.html?view=renderHelp
https://www.bfs.de/SharedDocs/Glossareintraege/DE/S/strahlung.html?view=renderHelp
https://www.bfs.de/SharedDocs/Glossareintraege/DE/S/strahlung.html?view=renderHelp
https://www.bfs.de/SharedDocs/Glossareintraege/DE/S/strahlung.html;jsessionid=008C45F588969B4A88289614C1CA0E11.2_cid374?view=renderHelp


Heft-Nr. 08 vom 01.06.2023                          Ronneburger Strahlentelex                                            Ausgabe 02/2023 

4 
 

der Jahreszeit, der Ta-
geszeit und der geogra-
fischen Lage. Weiterhin 
maßgebend sind Ge-
samtozonkonzentration 
in der Atmosphäre und 
insbesondere die Be-
wölkung (bis 90% UV-
Absorption) sowie die 
Höhenlage eines Ortes. 
In diesem Parameter-
vergleich wird Sonnen-
scheindauer, wie auch 
Abb.3 unterstreicht, um-
fänglich überschätzt. 
Ansteigende UV-Spit-
zenwerte unterliegen 
Schwankungen und 
steigern (noch) nicht die 
Hautkrebsverbreitung. 
Trotz Zunahme von 
„Ausnahmesommern“ 
korrelierte in den letzten 
Jahrzehnten Sonnen-
scheindauer und UV-In-
tensität nicht signifikant, 
was wiederum der Sta-
bilisierung der Ozon-
schicht der Atmosphäre   
zuzuschreiben ist. Abb. 
3 dokumentiert am Bei-
spiel der Großstadt 
München, dass wech-
selnde Niveau monatli-
cher Spitzen.  
 
Generell   erfordert   
Sonnenschein die Ein-
haltung von Verhaltens- 
und Schutzregeln, die 
bei Intensitätsänderun-
gen lediglich temporär 
variieren müssen.  

Berufsbedingte UV-
Statistik 
Diese erschöpft sich 
nicht in der Erfassung 
und Darstellung mehr 
oder weniger zuneh-
mender Sonnenbe-
strahlungen der Erd-
oberfläche (Abb. 2) oder 
der aufwendigen mess-
wertbasierten Skalie-
rung deutscher Groß-
städte (Bsp. Abb. 3). In-
zwischen ist die Exposi-
tion von Beschäftigten 
gegenüber solarer UV-
Strahlung wichtiger Be-
standteil beruflicher Be-
lastungsbewertungen 
geworden. Seit 2015 
gibt es in Erweiterung 
der bisherigen Berufs-
krankheit BK 5101 (be-
treffs akuter Hauterkran-
kungen) die BK 5103: 

„Plattenepithelkarzi-
nome oder multiple akti-
nische Keratosen der 
Haut durch natürliche 
UV-Strahlung”. 
Jährlich kommen über 
20.000 Hauterkrankun-
gen über die BK 5101 
zur Anzeige als Berufs-
krankheit. Die Anerken-
nungsrate pendelte von 
1990-2020 zwischen 2-
10%. Zwischen 5,5-7,5 
tausend jährliche Ver-
dachtsfälle wurden seit 

2015 über die BK 5103 
direkt UV-bezogen an-
gezeigt. Deren Anerken-
nung hat sich knapp 
über der Hälfte eingepe-
gelt. In wie weit die 

anerkannten Berufser-
krankungen mit den auf-
wendig statistisch ermit-
telten UV-belasteten Be-
rufsgruppen korrelieren, 
ist statistisch noch offen. 
Die Deutsche Unfallver-
sicherung DGUV hat zur 
Ermittlung und Bewer-
tung der UV-Exposition 
der Berufstätigen einen 
über 5 Jahre erarbeite-
ten Forschungsbericht 
[3] vorgelegt. Aus die-
sem gehen in Abb. 4 

prädestinierte Berufe 
und Tätigkeitsgebiete 
hervor. Ein Überblick, 
der die Vielfalt der Ar-
beitsplätze in den Grup-
pen versucht abzubil-
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den, ohne sie jedoch in-
dividuell exakt wider-
spiegeln zu können. Der 
Bewertungsalgorithmus 
der DGUV ermittelt ei-
nen monatlichen Ø-Ta-
ges- und ½-Stunden 
Wert. Die daraus hoch-
gerechnete Jahresext-
rapolation (Joule/m2) 
der UV-Exposition wur-
den für eine Vielzahl von 
Berufsgruppen in [3] S. 
42-95 gewichtet. Eine 
Auswahl zeigt Abb. 4. 
Allein die Unterschiede 
im Straßenbau von kom-
munaler Ausrichtung bis 
zum Überland-Trassen-
bau können für das da-
zwischenliegende 
Spektrum an Arbeitsor-
ten gravierend sein. Es 
ist zu hoffen, dass die 
durch das Forschungs-
projekt [3] aufwendig er-
messenen und ermittel-
ten Bewertungen nicht 
wie im Uranbergbau in 
eine unsägliche Arbeits-
platz-Bewertungsmatrix 
zum Nachteil der Be-
schäftigten überführt 
wird. Die etwa doppelt 
so hohe Anerkennungs-
rate der BK 5103 im Vgl. 
zur BK 2402 (betreffs 

ionisierender Strahlung) 
weist auf eine andere 
Handhabung.  
Auch auf die seit Jahren 
umfassend diskutierten 
Wirkanteile des UV-
Lichtes von UV-A bis 
UV-C ist hinzuweisen, 
deren Vertiefung hier 
aus Platzgründen entfal-
len muss.  
 
Abschließend zum 
Thema BK ein Blick über 
den bundesdeutschen 
Standard hinaus auf den 
wohl weltweit höchst 
UV-belasteten Arbeits-
platz: Die Salzbrecher 
der Volksgruppe der 
Afar in der äthiopischen 
Danakil-Wüste! Die 
Salzgewinnung ist auf 
Grund der Sonneninten-
sität i.d.R. auf 6 Monate 
im Jahr begrenzt. (Lan-
desfremden ist der Zu-
gang gar nur 6-8 Wo-
chen im Winterhalbjahr 
gestattet.) Nach den 
Maßstäben der jährli-
chen Expositionsbe-
trachtung der Deut-
schen Unfallversiche-
rung würde jede Exposi-
tionseinschätzung den 
vorgegebenen Rahmen 

sprengen. Die in die Ex-
positionsbetrachtung 
der DGUV eingeflosse-
nen zeitlichen, geogra-
phischen und persönli-
chen Faktoren versagen 
dort. Die Salzarbeiter 
der Afar halten sich an 
keinen 8-Stunden-Tag 
(zeitlich). Des Weiteren 
substituiert die Äquator-
nähe die 125 m Tiefen-
lage unter NN (geogra-
phisch). Und Schutzmit-
tel stehen kaum zur Ver-
fügung, wie schon die 
sehr begrenzte Anzahl 
an Sonnenhüten auf der 
Aufnahme Abb. 5 zeigt 
(persönlich). Bei einem 
Verdienst von 2-4 € pro 
Tag kein Wunder. 
Den Krebserkrankun-
gen der Haut sind letzt-
lich auch die abgehärte-
ten Afar (Hauttyp V – 
dunkelhäutig) ausgelie-
fert. 
 
Hautkrebs 
Die UV-Strahlung ist 
Hauptursache für Haut-
krebs. Ihm werden welt-
weit die vergleichswei-
sen stärksten Zuwachs-
raten für Bewohner mit 
heller Hautfarbe   

zugeordnet. Nach BfS-
Angaben „…erkranken 
in Deutschland jeder 
siebte Mann und jede 
neunte Frau bis zum Al-
ter von 75 Jahren an 
Hautkrebs – Tendenz 
steigend: Allein in 
Deutschland verdoppelt 
sich die Neuerkran-
kungsrate (Inzidenz) alle 
10 bis 15 Jahre. In 
Deutschland sterben 
jährlich insgesamt 
knapp 4000 Menschen 
an Hautkrebserkrankun-
gen, die auf UV-Strah-
lung zurückzuführen 
sind…. Am malignen 
Melanom sterben pro 
Jahr in Deutschland 
rund 3 100 Menschen. 
… man unterscheidet 
zwischen dem "hellen 
oder weißen" und dem 
"schwarzen" Haut-
krebs.“ [1] 
 
Heller Hautkrebs – C44 
führt (bezogen auf die 
hohen Erkrankungszah-
len) selten zum Tod, tritt 
aber so enorm häufig 
auf, dass eine statisti-
sche Auswertung fast 
nicht möglich ist und le-
diglich als Schätzungen 
eingeordnet werden 
kann: In Deutschland 
treten 200-300 Tausend 
Fälle pro Jahr auf, was 
etwa die Hälfte aller 
Krebsneuerkrankungen 
entsprechen würde. Der 
Krankheitscode ID10-
C44 für die sonstigen 
bösartigen Neubildun-
gen der Haut ist in allen 
statistischen Auflistun-
gen entweder gesondert 
geführt oder gar nicht 
darstellbar. In jedem Fall 
liegen nur Schätzzahlen 
vor. 
Massenhaft vertreten ist 
der warzenartige Basal-
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Zellen-Krebs der Haut, 
gefolgt vom Plat-
tenepithelkarzinom, 
auch oft als Stachelzell-
krebs bezeichnet, der 
sich vielgestaltig an 
Haut und Schleimhäu-
ten bösartig entwickelt. 
Vorstufen sind oft raue, 
rötliche und trockene 
Hautareale (Keratose); 
auf Grund seines Wach-
sens und Wucherns bis 
hin zu Metastasenbil-
dungen besteht erhöhte 
Gefahr und dringender 
Behandlungsbedarf. 
 
Schwarzer Hautkrebs 
-C43 
„Der schwarze Haut-
krebs (malignes Mela-
nom) betrifft alle Alters-
stufen und ist für die 
meisten Todesfälle un-
ter allen Hautkrebsarten 
verantwortlich. Das Me-
lanom ist ein unter-
schiedlich wachsender, 
in der Regel braun ge-
färbter Tumor, der häu-
fig und in einem ziemlich 
frühen Stadium Meta-
stasen bildet und an be-
liebigen Hautpartien auf-
treten kann. Bei Früher-
kennung ist der Tumor 
überwiegend heilbar, bei 
verzögerter Therapie oft 
tödlich. Für den 
"schwarzen Hautkrebs" 
(malignes Melanom) 
nimmt die Inzidenz stär-
ker zu als für alle ande-
ren Krebsarten (abgese-
hen vom weißen Krebs-
F.L.) – und immer mehr 
jüngere Menschen, vor 
allem Frauen, erkranken 
daran.“ [1] 
 
Krebsstatistik 
Alle Veröffentlichungen 
zum Thema sind von 
bruchstückhaften 
Schätzgrößen gekenn-

zeichnet, begründet 
durch die bereits ge-
schilderte enorme Ver-
breitung, der zudem 
eine hohe Dunkelziffer 
zuzurechnen ist. Die of-
fiziellen statistischen 
Angaben beruhen auf 
Hochrechnungen aus ei-
ner begrenzten Anzahl 
von Bundesländern, die 
seit Jahren eine mehr 
oder weniger präzise Er-
fassung betreiben. Das 
im Jahre 2008 einset-
zende Hautkrebsscree-
ning (HKS) ermöglicht 
jeden Kassenpatienten 
ab 35 alle zwei Jahre, 
sich einer vorbeugen-
den Untersuchung zu 
unterziehen; verbunden 
mit einem Anstieg der 
jährlichen Erkrankungs-
meldungen. Sozusagen 
ein gewisser Abbau der 
ohnehin hohen Dunkel-
ziffer. Das trifft in gewis-
sen Umfang auch auf 
die Statistik der Todes-
fälle zu, die in Abb. 6 aus 
den zentralen Angaben 
des Statistischen Bun-
desamtes [4] abgeleitet 
wurden. Ein unsteter 
Verlauf kennzeichnet 
die 90iger Jahre, 
ebenso ab 2008. Trotz 
der statistischen Defizite 
ist von einem Anstieg 
der Melanome und auch 
der bösartigen „weißen“ 
Krebsarten auszuge-
hen. Grund zur Panik 
besteht dennoch nicht. 
Eine am 20.01.23 vom 
Deutschen Ärzteblatt 
veröffentlichte Studie [5] 
bewertet erstmals „epi-
demiologisch korrekt“ 
den Einfluss des HKS 
auf die Behandlungsin-
tensität bei Hautkrebs. 
U.a. wurde für 2018 eine 
Erkrankungsrate von 
0,98% ermittelt; aus 7,9 

Mio. HKS ergaben sich 
77.553 Fälle. Davon wä-
ren etwa 200 Todesfälle 
dem weißen und 550 
dem schwarzen Haut-
krebs zuzuordnen. Die 
Todesrate läge für den 
enorm häufigen weißen 
(w) Hautkrebs < 0,3%. 
Beim schwarzen (s) 
zwar etwa 7%, doch 
macht er weniger als 
10% aller Hautkrebse 
aus. Die absoluten er-
rechneten Todesfälle für 
Deutschland lagen 2017 
für beide Krebsarten bei 
2835 s + 929 w = 3.764. 
Der aktuellste Stand 
2021 beträgt 2928 s + 
1.178 w = 4.106. Inwie-
weit eine daraus abzu-
leitende 25%-Zunahme 
des weißen Hautkreb-
ses von 0,3 auf 0,4% 
eine die breite Öffent-
lichkeit interessierende 
Signifikanz ergibt, muss 
einer künftig besseren 
statischen Erfassung 
überlassen bleiben. Bis 
dato ist die Zunahme 
eher von den statisti-
schen Erfassungsquali-
täten beeinflusst als von 
einem Anstieg der UV-
Belastung.  
 
Hautkrebsscreening 
und Behandlungsin-
tensität 
Ziel der Studie „Haut-
krebsscreening und me-
dizinische Behand-
lungsintensität bei ma-
lignem (schwarzen) Me-
lanom und nichtmela-
nozytärem (weißen) 
Hautkrebs“ [5] bildete 
die Abklärung einer 
möglichen gesamtmedi-
zinischen Aufwandsmi-
nimierung und Senkung 
der Hautkrebsmortalität 
bzw. -inzidenz (Verbrei-
tung). Die Schwierig-

keiten, die Ausgangsda-
ten der Studie von über 
500.000 Hautkrebsdiag-
nosen AOK-Versicher-
ter verwertbar zu gestal-
ten, soll stellvertretend 
nur ein Auszug aus [5] 
verdeutlichen: „Auf 
Grund der multipel vor-
kommenden Koordinie-
rungen für Operationen, 
die nicht ausschließlich 
im Kontext der Behand-
lung des Hautkrebses 
dokumentiert wurden, 
war …  die Berechnung 
von Operationsraten 
aus den Versichertenda-
ten nicht möglich. Als 
Surrogatmaß (Ersatz-
größe) der Intensität der 
chirurgischen Behand-
lung ermittelten wir da-
her die Anzahl kodierter 
tumorassoziierter Ope-
rationskodes innerhalb 
der ersten 12 Monate 
nach Diagnosestellung 
des Hautkrebses.“ Im 
Ergebnis geht die Studie 
davon aus, dass durch 
HKS die Erkennung nie-
derer Hautkrebsstadien 
wahrscheinlich sei, was 
letztlich kostensenkend 
wirken sollte. Das recht 
verklausuliert formu-
lierte Studienergebnis 
sagt allerdings etwas 
anderes aus: „Die Ad-
justierung für eine eher 
schwache Surrogatvari-
able, dem Elixhauser-
Komorbiditätsindex, die 
auf Confounding hinwei-
sen könnte, führte zu 
keinen nennenswerten 
Änderungen der Raten-
Ratio.“ Zu Deutsch: Die 
modelhaft abgebildeten 
Überschläge führten im 
Wesentlichen nicht zu 
den Trends, die nicht 
auch auf Fehl- und 
Überdiagnosen zurück-
geführt werden können. 
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Die ermittelten Raten 
stellten sich den For-
schern zu uneinheitlich 
dar. Der Krankenhaus-
bereich diagnostizierte 
2018 über 111.300 
Hautkrebse (87.386/ 
23.917 w/s) ohne dass 
eine Verknüpfung zu 
zentralen Krebsregis-
tern bestand. Allein das 
System der Abrech-
nungsziffern lassen an-
gestrebte differenzie-
rende Rückschlüsse 
nicht zu. 

Im „Nebeneffekt“ wid-
mete sich die Studie der 
Differenzierung des 
HKS nach Geschlecht, 
Altersgruppen und BIP-
Regionen (Bruttoin-
landsprodukt). Dem-
nach kommen (nicht 
überraschend) im Alter 
64-99 die weißen Krebs-
arten verstärkt vor. Der 
BIP-Bezug ergab, dass 
die Bundesländer auf 
dem früheren Gebiet der 
DDR eine höhere „tu-
morassoziierte Operati-
onsintensität“ infolge 
HKS aufweisen. Leider 
gibt die Studie nicht die 
absoluten Zahlen be-
kannt. So ist keine kau-
sale Ableitung möglich. 
Das gilt ebenso für die 
geschlechtsspezifische 
Betrachtung. Um aber 
wenigstens hier allge-
mein interessierende Er-
kenntnisse abzuleiten, 

wird auf aktuelle Aus-
wertungen der AOK-Ge-
sundheitskasse zurück-
gegriffen: „Wann die 
meisten Menschen 
durchschnittlich an 
Hautkrebs erkranken, 
hängt vom Geschlecht 
ab. Interessant ist, dass 
das Melanomrisiko bis 
zu einem Alter von 55 
Jahren bei Frauen höher 
ist als bei Männern, wo-
rauf sich das Verhältnis 
umkehrt. Dass Frauen 
häufiger in jüngerem Al-

ter an schwarzem Haut-
krebs erkranken, könnte 
eventuell auf häufigeres 
Sonnenbaden zurück-
zuführen sein – schließ-
lich ist das UV-Licht der 
Sonne einer der ent-
scheidenden Risikofak-
toren für Hautkrebs.“ [6] 
Insgesamt lässt sich be-
züglich der Neuerkran-
kungen schlussfolgern, 
dass vor 2008 eine sta-
tistisch zu niedrige und 
danach eine forcierte Er-
fassung vorliegt, was ei-
nem Rückgang der Dun-
kelziffer zugeordnet 
werden kann. Die prakti-
zierte statistische Da-
tenerfassung lässt den-
noch weiterhin lediglich 
Hautkrebsschätzwerte 
erwarten. Das bedeutet 
auch, dass der in Abb. 5 
über die vergangenen 
41 Jahre dargestellte 
unbestreitbare Mortali-

tätsanstieg auf das Ge-
brauchsverhalten der 
Menschen entscheiden-
der zurückzuführen ist, 
als auf den Klimawan-
del. Gut zu wissen, dass 
der Einzelne hierbei ei-
nen direkten Spielraum 
für Einflussnahme hat, 
der privat weit größer ist, 
als im Berufsleben und 
erst recht im Vergleich 
zu den Menschen der 
Danakil. 
Frank Lange 
 
[1] BfS-Internetseite www.bfs. 
de/ de/themen/opt/uv und 
[2] Foto Manfred Schütz, 
Jannowitz  
[3] Wittlich, M.; u,a. „Exposition 
von Beschäftigten gegenüber 
solarer UV-Strahlung - Ergeb-
nisse des Projekts mit Gene-
sis-UV“ Hrsg.: Deutsche Ge-
setzliche Unfallversicherung 
e.V. (DGUV), Berlin 
2020.ISBN: 978-3-948657-08-
6 
[4] Statistisches Bundesamt, 
Destatis 2022 
[5] Schuldt K, u.a. Skin cancer 
screening and medical treat-
ment intensity in patients with 
malignant melanoma and non-
melanocytic skin cancer—a 
study of AOK insurees in the 
first year after diagnosis, 
2014/2015. Dtsch Arztebl Int 
2023; 120: 33 / 9. DOI 
10.3238/arztebl.m2022 
[6] www.aok.de/pk/magazin/ko-
erper-psyche/krebs/ neue-zah-
len-zum-thema-hautkrebs/ 

Perflourierte Alkylsubstan-
zen, kurz PFAS, sind viel-
fältige „Zuschlagstoffe“ der 
Textil- und Plastikindustrie 
und sorgen für dichte Klei-
dung oder geschmeidige 
Kosmetik, Schmierstoffe 
und überall, wo Tenside 
angesagt sind. Sie kom-
men in überaus zahlrei-
chen Zusammensetzun-
gen vor, von denen etwa 
20 den Weg in die neue 
Trinkwasserverordnung 
gefunden haben. Aller-

dings wird bei fast 5.000 
bekannten Verbindungen 
keine zufriedenstellende 
Repräsentanz erreicht. 
Der „Summengrenzwert“ 
der 20 ausgewählten Sub-
stanzen wird 0,1 µg/l betra-
gen und bewegt sich im 
extrem niedrige Nano-
Nachweisbereich. Er ist 
nicht mit gesundheitsrele-
vanten Schwellenwerten 
ermittelbar, sondern be-
ruht auf hypothetischen 
Betrachtungen (theoreti-
sche Leitwerte). Da die 
PFAS-Substanzen in der 
Natur nicht abbaubar sind, 
gelangen sie in die Nah-
rungskette. Toxische Rele-
vanz wird seit langem ver-
mutet. Daher strebt die EU 
jetzt ein „weitgehendes 
Verbot“ dieser Stoffverbin-
dungen an. Skandinavi-
sche Studien weisen 
schon mal europaweit 17 
Mrd. € Sanierungskosten 
zur „Entseuchung“ von Bö-
den und Gewässern aus. 
Die voranschreitende La-
bortechnik weist zuneh-
mende Konzentration im 
Blut jugendlicher Proban-
den aus. Im Februar und 
März 2023 erfolgten nun 
erstmals bundesweite Me-
dienkampagnen zur 
„PFAS-Gefahr“. In wie weit 
damit eine wirkliche Sensi-
bilisierung oder zwei-
schneidige Hysterie erzielt 
wurde, sei dahingestellt. 
Die toxische Zuordnung 
poly- und perflourierter 
Chemikalien ist seit Jahren 
bekannt, ohne dass jedoch 
z.B. der Weichmacher in 
Kunststoffgetränkefla-
schen direkt als krebserre-
gend nachweisbar war. 
Wann die Initiative 
Deutschlands und vier wei-
terer Staaten tatsächlich in 
eine entsprechende Ver-
botsverordnung der EU 
mündet, ist offen. Mehr 
vorherige Tiefgründigkeit 
ohne Schnellschüsse wäre 
allerdings sehr wün-
schenswert. 

Umwelt aktuell: 
PFAS 

http://www.aok.de/pk/magazin/koerper-psyche/krebs/
http://www.aok.de/pk/magazin/koerper-psyche/krebs/


Heft-Nr. 08 vom 01.06.2023                          Ronneburger Strahlentelex                                            Ausgabe 02/2023 

8 
 

Gespräche mit krebs-
kranken ehemaligen 
Bergbaubeschäftigten 
oder ihren verbliebenen 
Angehörigen sind heute 
überwiegend von Desin-
teresse, Resignation 
und – vorsichtig ausge-
drückt – Misstrauen ge-
genüber den offiziellen 
Ergebnissen der bun-
desdeutschen Krebsfor-
schung auf dem Gebiet 
der ionisierenden Strah-
lung gekennzeichnet. 
Letzteres beruht auf den 
Erfahrungen Betroffener 
und ihrer Familienange-
hörigen mit der Aner-
kennungspraxis von Be-
rufskrankheiten (BK) 
durch die Berufsgenos-
senschaft; hauptsäch-
lich betreffs BK 2402 - 

Erkrankungen hervorge-
rufen durch ionisierende 
Strahlung. Die langwieri-
gen Forschungsvorha-
ben zur Uranbergarbei-
ter-Kohorte attestieren 
im Vergleich zur Nor-
malbevölkerung den 
Uranbergarbeitern, die 
ihre Tätigkeit vor 1955 
aufgenommen hatten, 
eine erhöhtes, aber 
nach 1955 lediglich ein 
gering erhöhtes und 
nach 1970 kaum ein er-
höhtes Lungenkrebser-
krankungsrisiko. Ande-
ren Krebsarten wird kei-
nerlei signifikante Erhö-
hung zugesprochen. 
Das auf wissenschaftli-
cher Basis ermittelte Er-
gebnis widerspricht den 
Wahrnehmungen der 

ansässigen Bevölke-
rung. Was kommt der 
Realität näher? 
Der im Strahlentelex Nr. 
04 erschienene Teil 1 
[2] enthielt eine Be-
standsaufnahme mit Of-
fenlegung von 
Schwachstellen der bis-
her epidemiologisch als 
gesichert ermittelten 
Krebsrisiken. Die Wis-
senschaftler der Kohor-
tenstudien sahen in den 
Wismut-Archivmateria-
lien den Stoff zur Schaf-
fung eines signifikanten 
statistisch und epidemi-
ologisch ausreichend 
gesicherten Unterbaus 
zur Ermittlung von Risi-
koraten der (Lun-
gen)Krebserkrankung.  
Dabei beruhte die ermit-
telte standardisierte 
Krebsrate vor 1960 auf 
einem Vergleich mit ver-
meintlich nicht oder „ge-
ring“ strahlenbelasteten 
Wismut-Beschäftigten. 
Ab 1960 leitete man den 
Erwartungswert aus der 
männlichen gleichaltri-
gen Normalbevölkerung 
der DDR ab. Diese und 
weitere in [2] enthaltene 
Bezugsdifferenzen sind 
Anlass für Unsicher-
heitsanalysen, wozu 
eine vom Bundesamt für 
Strahlenschutz (BfS) be-
auftragte Untersuchung 
herangezogen werden 
kann. Der kaum beach-
tete Schlussbericht „Er-
mittlung der Unsicher-
heiten der Strahlenex-
positionsabschätzung in 
der Wismut-Kohorte“ 
aus dem Jahr 2017 [1] 
ist sozusagen eine „amt-
liche“ Bewertung der in 
den Kohortenstudien er-
zielten Resultate. Die 
achtmonatige Bearbei-
tung „… umfasste fol-

gende Aufgaben: 1. Be-
schreibung der Arbeits-
bedingungen in der Wis-
mut und Vorgehens-
weise bei der Abschät-
zung der beruflichen 
Exposition gegenüber 
Radon und seinen Fol-
geprodukten und 2. 
Identifizierung mögli-
cher Quellen von Unsi-
cherheiten sowie eine 
vorläufige Bewertung 
von deren möglicher Re-
levanz. Die Quantifizie-
rung der Unsicherheiten 
sowie eine vorläufige 
Bewertung der Unsi-
cherheiten sowie ihres 
Einflusses auf die Risi-
koschätzung sind Teil 
eines Folge-For-
schungsvorhabens.“ 
([1], S. 5). Auf Nach-
frage teilte das BUMV 
am 16.01.23 mit: „Die 
Veröffentlichung des 
Forschungsberichts 
wird derzeit vorbereitet, 
so dass dieser in weni-
gen Monaten zur Verfü-
gung stehen wird.“ Zu-
mindest enthält der (nur 
in Englisch) veröffent-
lichte 2017er Bericht 
„eine vorläufige Bewer-
tung … möglicher Rele-
vanz“, die für einen Ab-
gleich mit praktisch rele-
vanten Gesichtspunkten 
unter Zuhilfenahme ei-
nes bundesamtlichen 
Leitfadens ausreichen 
sollte. Nach [4] sind Un-
sicherheitsanalysen 
zur Expositionsein-
schätzung dreistufig 
angelegt: Unsicherheits-
faktoren zusammenstel-
len – dann qualitativ be-
werten – und letztlich 
quantitativ als zusätzli-
che Dimension in die 
Expositionsschätzung 
einfügen. Der Bericht [1] 

Radioaktivität im Uranerzbergbau 
 

Die Ergebnisse der bundesdeut-

schen Krebsforschung im 

Uranerzbergbau  
Teil 2: Unsicherheitsanalysen zu den Studien der 

Uranbergarbeiter-Kohorte des BfS 



Heft-Nr. 08 vom 01.06.2023                          Ronneburger Strahlentelex                                            Ausgabe 02/2023 

 

9 
 

erreicht in etwa Stufe 
1,5. 
Expositionsabschät-
zung   
Die Ermittlung der 
Strahlenbelastung 
durch Radon/Radonfol-
geprodukte (RFP) be-
ruht auf Modellie-
rung(en) komplexer 
Wirkprinzipien betreffs 

der Spezifik von Geolo-
gie, Bergbau-Objekt, 
Schacht, Technologie, 
Arbeitsplatz und mess-
technischer Erfassung 
radioaktiver Komponen-
ten. Abbildung 1 (nach 
[3] S.52) zeigt hier stell-
vertretend das Modell 
„…zur Ableitung von Be-
wertungskoeffizienten 
zur Bestimmung der Ra-
don/Radonfolgeprodukt 
(Rn/RFP)- Exposition 
aus bergwerksspezifi-
schen, produktions- und 

lüftungsbedingten Grö-
ßen in hydrothermalen 
Erzganglagerstätten in 
Sachsen“. Im Ergebnis 
entstand eine detaillierte 
Job-Exposure-Matrix 
(JEM); eine Bezeich-
nung der Berufsgenos-
senschaft für die strah-
lungsrelevante Arbeits-
platzbewertung jedes 

sich zur Berufskrankheit 
anmeldenden Berg-
baumitarbeiters, sozu-
sagen vom Wachmann 
bis zum Hauer. Für 
diese Einschätzungen 
existieren von vornhe-
rein drei Bewertungs-
zyklen betreffs der 
durchschnittlichen Ra-
donbelastung, die zur 
Übertragung auf ein in-
dividuelles Arbeitsleben 
angewendet und einem 
Schwellenwert zur Aner-
kennung als BK 

gegenübergestellt wer-
den. Als Expositions-
größe dient der Working 
Level Months (WLM) – 
eine arbeitszeitbezo-
gene Expositions-Be-
rechnungsgröße aus der  
Bergbautätigkeit, die 
wiederum mit einer Be-
wertungsfläche als Maß 
für die Größe des Rado-

naustrittsfeldes und 
ortsbezogenen Bewer-
tungsfaktor(en) als Maß 
für die Radonexposition 
pro Einheit des geför-
derten Urans für 2000 
Arbeitsstunden pro Jahr 
errechnet wurden. Die 
entwickelten Formeln 
mit spezifischen Minde-
rungs- oder Zuschlags-
faktoren dienten zu-
nächst der Berücksichti-
gung unterschiedlicher 
Umgebungsbedingun-
gen der Arbeitsorte und 

zur Erzeugung einer 
Vergleichbarkeit der Ra-
diologischen Belas-
tungskomponenten, um 
letztlich einen Bewer-
tungsalgorithmus aller 
Arbeitsplätze zu erhal-
ten. 
Gammastrahlung, auch 
einige langlebige Ra-
donnuklide (LRN), aber 

vor allem Messungen 
von Radon/RFP (wie in 
Abb. 2 dargestellt) wur-
den unter Verwendung 
von Beiwerten in die 
Übertragungsmodelle 
auf Objekte unbekann-
ter Expositionen einbe-
zogen. 
Die Zeiträume der Erfas-
sungsart der Expositio-
nen und deren Anteile 
an bewerteten Arbeits-
jahren der Kohorten-Mit-
glieder sind in Abb. 3 zu-
sammengefasst. Die 
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phasenweise ermittelten 
Durchschnittsgrößen für 
Rn/RFP übertrug man 
auf Objekte/Schächte 
zur Berechnung von 
spezifischen Arbeits-
platzbelastungen. Die in 
[1] verwendeten Daten 
und Komponenten der 
Kohorte sind beispiel-
haft in Abb. 2 darge-
stellt. Die darin enthalte-
nen Übersichten sind 
entnommen aus: [1], S. 
37, Abbildung 5 betreffs 
Anzahl der Radongas-
/RFP-Konzentrations-
messungen in untertägi-
gen Bergbauobjekten, in 
denen Messungen er-
folgten. Sowie [1], S. 42, 
Abbildung 7 betreffs Me-
thoden zur Expositions-
abschätzung für einen 
Hauer in untertägigen 
Bergbauobjekten der 
SAG/SDAG Wismut; 
alle Angaben in [1] nach 
LEHMANN u.a. [3].  

Die Exposition des Hau-
ers bildete die Grund-
lage für die modellhaf-
ten, beiwertbezogenen 
Übertragungen auf alle 
Arbeitsplätze unter und 
über Tage. Den Darstel-
lungen ist zu entneh-
men, dass erst aus ge-
schätzten und ab 1955 
geschätzt-messwertba-
sierten Radonkonzent-
rationen, später aus di-
rekten RFP-Messungen 
gebildete Durchschnitte 
in alle Arbeitsplatzbe-
wertungen eingingen. 
Der enorm differierende 
jährliche Messumfang 
geht aus dem oberen 
Abbildungsteil hervor. 
Objekte, bei denen die 
Expositions-abschät-
zungen nicht auf Mes-
sungen beruhten, son-
dern aus Abschätzun-
gen anderer Objekte 
(i.d.R. aus 09 Aue) über-
tragen wurden, sind 
nicht abgebildet. „Für 

Jahre, in denen nur Ra-
dongasmessungen zur 
Verfügung standen, 
wurden die mittleren 
jährlichen Radongas-

konzentrationen in den 
verschiedenen Schäch-
ten mit Gleichgewichts-
faktoren von 0,6 bis 0,2, 

je nach Belüftungssitua-
tion, in WLM umge-rech-
net. Die Expositionsab-
schätzung für Betriebe 
unter Tage und im Tage-

bau wurden für die Refe-
renztätigkeit Hauer 
durchgeführt… Quellen 
der potentiellen Unsi-
cherheiten werden im 
Bericht beschrieben und 
systematisiert. Die 
Struktur der Unsicher-
heiten ist komplex, da 
die mehrstufige Bestim-
mung der Exposition 
zeitlich und in Abhängig-
keit der Arbeitsbedin-
gungen variiert und so-
mit unterschiedliche Ar-
ten und Größen von 
Fehlern erzeugt. Fehler 
bei der Expositionsbe-
stimmung können durch 
die Verallgemeinerung 
von Expositionsmes-
sungen zu einer JEM mit 
objekt-, kalenderjahr- 
und tätigkeitsspezifi-
scher Exposition (Gene-
ralisierungsfehler), 
durch die Zuordnung der 
Werte in der JEM zu ein-
zelnen Beschäftigten 
(Zuordnungsfehler) und 
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durch Schätzfehler in al-
len Stufen des Prozes-
ses der Expositions-
schätzung entstehen. 
Generalisierungsfehler 
und Zuordnungsfehler 
wirken sich auf die Ex-
positionsschätzung der 
gesamten Kohorte aus.“ 
([1], S. 6) 
Damit beschreibt der 
Bericht das wesentliche 
Manko der gesamten 
Kohortenstudie! Hier 
zeigen sich die Schwä-
chen der Kohortenstu-
dien. Welcher Unsicher-
heitsgrad und Fehlerbe-
reich sich wie auswirkt 
oder zulässig ist, bedarf 
der quantitativen Klä-
rung. (Unsicherheits-
analysenstufe III)    
 
Identifizierung mögli-
cher Unsicherheiten 
Auf Grund der Vielfalt 
und Spezifik oben ge-
nannter Einflusskompo-
nenten sind die mathe-
matischen Her- und Ab-
leitungen nur von den 
Modellentwicklern 
selbst nachvollziehbar 
und wurden im epidemi-
ologischen Forschungs-
verlauf als gegebene 
Grundlage verwendet. 
Der vorliegende For-
schungsbericht [1] ver-
sucht die „… Expositi-
onsabschätzung der 
deutschen Uranbergar-
beiterstudie allgemein 
verständlich zu doku-
mentieren, mögliche 
Quellen von Unsicher-
heiten zu identifizieren 
und deren Relevanz vor-
läufig zu bewerten.“   
Ob das bei so viel Vor-
läufigkeit durch den In-
halt, der zudem nur in 
Englisch erschienen 
Veröffentlichung gelun-
gen ist, sei jedem 

Interessierten selbst 
überlassen, zu bewer-
ten.  
Bereits die Beschrei-
bung der Kohorte im Teil 
1 [2] offenbarte eine 
Reihe einschränkender 
Tatsachen, die sich bei 
der Bewertung einer epi-
demiologisch erwünsch-
ten großen Personenan-
zahl über die Jahrzehnte 
einstellen. Diese betra-
fen die enorm unter-
schiedlichen Belastun-
gen, denen die Proban-
den zugeordnet wurden 
und zu denen keine aus-
reichend stimmigen Ver-
gleichsdaten vorliegen. 
Das Schema der Abb. 3 
beleuchtet die Vertei-
lung der unterschiedli-
chen Datengrundlage 
zur Expositionsschät-
zung bezogen auf alle 
erfassten Arbeitsjahre 
der Kohorte. Die „Exper-
tenschätzungen“ beru-
hen auf einfachen Da-
ten, wie z.B. geförderter 
Erzmengen. Spätere 
messtechnische Bewer-
tungen erreichen nicht 
2/3 der bewerteten Per-
sonenarbeitsjahre. 
 
Einordnung des vorlie-
genden Berichtes mit 
Hilfe des Leitfadens [4] 
Die Unsicherheitsana-
lyse nach [4] ist keine 
Fehleranalyse. Sie soll 
die Expositionsschät-
zung und die Expositi-
onsmodelle qualitativ 
und quantitativ bewer-
ten. Auf den stufenförmi-
gen Verlauf wurde oben 
hingewiesen. Nach Be-
nennung und Erstbe-
wertung der Unsicher-
heitsfaktoren folgt die ei-
gentliche qualitative und 
quantitative Analyse. 
Dabei soll, vereinfacht 

ausgedrückt, das Aus-
maß der Unsicherheit, 
das Vertrauen in die 
Wissensbasis und die 
Subjektivität der Ergeb-
nisse und Entscheidun-
gen detailliert hinterfragt 
und einer Bewertung un-
terzogen werden. Der 
vorliegende Bericht 
schätzt seinen Bearbei-
tungsgrad als „vorläu-
fige mögliche qualitative 
Bewertung“ ein. Folgt 
man den in [4] formulier-
ten Ansprüchen einer 
Unsicherheitsanalyse 
für Expositionseinschät-
zungen, lassen sich be-
reits für diesen Bearbei-
tungsstand eine Reihe 
unzulänglich beachteter 
bzw. nicht ausreichend 
hinterfragter Kriterien 
ausmachen. Abb. 3 ver-
deutlicht den hohen An-
teil reiner Expositions-
schätzungen. Die zah-
lenmäßig und qualitativ 
nutzbarsten Ra-
don/RFP-Messungen 
decken maximal ein 
Drittel der PAJ ab, für 
zwei Drittel muss von ei-
ner absolut dünnen Da-
tendecke ausgegangen 
werden, wodurch eine 
statistische Schieflage 
entsteht.  Aber weniger 
Vollständigkeit und Be-
schaffenheit/Zusam-
mensetzung (Konsis-
tenz) als mehr Zuverläs-
sigkeit und Robustheit 
der Wissens- und Da-
tenbasis geben hierfür 
den Anlass. Die im Be-
richt [1] betrachteten 
Modellierungen, Daten, 
Annahmen und Informa-
tionen gingen trotz ein-
zelner beschriebener 
Bedenken als ausrei-
chend wahrscheinlich 
und zuverlässig für die 
gesundheitliche 

Bewertung durch (Tab. 
1 in Spalte 3). Die vorbe-
haltslose Übernahme 
der Bewertungsmatrix 
JEM der Berufsgenos-
senschaft widerspricht 
jedoch der nach [4] er-
forderlichen Prüfung der 
Subjektivität. Hier muss 
eine interessengeleitete 
Anwendung im Verfah-
ren der Berufskrank-
heitsanerkennung be-
rücksichtigt werden.   
Auch ist die Robustheit 
der Wissens- und Da-
tenbasis durch die Kon-
zentration der relevan-
testen Messdaten auf 
wenige Standorte und 
Tätigkeitsbereiche mit 
einer Vielzahl „abgelei-
teter“ Bewertungs- bzw. 
Übertragungsparame-
tern nicht ausreichend, 
um eine Unsicherheits-
gradierung „gering“ in 
Tab. 1 anzugeben. Ins-
besondere die Expositi-
onszuordnungen expo-
nierter Personen/Be-
rufsgruppen sind nicht 
adäquat, d.h. nicht an-
gemessen erfasst (vgl. 
Praxisbeispiele S.12). 
Im Bericht [1] (S. 38, 
Abb. 6) ist kritiklos die 
Behauptung übernom-
menen worden, ab 1965 
seien schachtbezogene 
Belastungswerte anstatt 
„Objektübertragung“ in 
die Arbeitsplatzbewer-
tungen als aktualisierte 
JEM 2 eingearbeitet 
worden. Allerdings erga-
ben Überprüfungen 
durch EIGENWILLIG: 
„Die JEM 2 verwendet 
für einzelne Schächte 
jeweils die abgeschätz-
ten Kollektivwerte des 
ganzen Objektes.“ [6] 
Unser Überblick zu den 
bundesdeutschen Er-
gebnissen der Krebser- 
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forschung wird im Teil 3 
mit einer praxisorientier-
ten Bewertung der 
Uranbergarbeiter-Ko-
horten-Studie im Strah-
lentelex 03/2023 vorläu-
fig abgeschlossen. 
Nachfolgend ein Vorge-
schmack auf den Be-
richt. 
Frank Lange 
[1] Kukenhoff, Deffner, 
Aßenmacher, Neppl (Institut 
für Statistik der LMU Mün-
chen) und Kaiser, Güthlin 
(Helmholtz Zentrum Mün-
chen): Schlussbericht 2017 
„Ermittlung der Unsicherhei-
ten der Strahlenexpositions-
abschätzung in der Wismut-
Kohorte – Teil1“,  
[2] Strahlentelex Nr. 04, 
Ausgabe 02/2022, S. 10-15: 
„Die Ergebnisse der bun-
desdeutschen Krebsfor-
schung im Uranerzbergbau“ 
Teil 1 
[3] Lehmann F, Hambeck L, 
Lutze H, Meyer H, Reiber 
H, Reinisch A, et al. 1998. 
„Belastung durch ionisie-
rende Strahlung im 
Uranerzbergbau der ehe-
maligen DDR: Abschluss-
bericht zu einem For-
schungsvorhaben.“, Haupt-
verband der Gewerblichen 
Berufsgenossenschaften: 
Sankt Augustin. 
[4] Leitfaden zur Unsicher-
heitsanalyse in der Expositi-
onsschätzung - Empfehlung 
der Kommission für Exposi-
tionsschätzung und -stan-
dardisierung des Bundesin-
stituts für Risikobewertung 
(BfR) 2014, 
www.bfr.bund.de 
[5] Chronik der Wismut Gru-
benbewetterung; 1.4.8.1 
und 1.8.2 
[6] Mitteilung G.G. Eigenwil-
lig vom 29.08.22 mit Nach-
weis in „Der Uranerzberg-
bau im Erzgebirge – die 
dadurch bedingten Strah-
lenexpositionen und Erkran-
kungen der Bergleute“, 
Frankfurt /Main 2020: Nach-
weis auf S. 5 u. 8 im Anla-
genteil B (ISBN 978-3-00-
0646157) 

Herr Dietmar Schützner 
aus Ronneburg-Raitz-
hain berichtet mit einer 
kurzen Auswahl seiner 
praktischen Erfahrun-
gen als Uranbergarbei-
ter wie folgt:  
Ich habe 11,5 Jahre Un-
tertage, gut 3 Jahre im 
Bergbaubetrieb (BB) 
Paitzdorf im Versatz (die 
Füllung von Hohlräumen 
zur Stabilisierung im 
Grubengebäude) als 
Rohrleger und nach 
meiner Armeezeit dann 
gut 7 Jahre im BB 
Schmirchau als Schlos-
ser und Schweißer gear-
beitet. In Paitzdorf wa-
ren wir auf den Abbau-
blöcken und auch auf 
„vergammelten“ Ver-
satzstrecken (Abwurf 
ausgeerzter Stollen) tä-
tig. Von Radonmessun-
gen haben wir im prakti-
schen Arbeitsablauf in 
dieser Zeit um 1979/80 
nichts erfahren oder ge-
sehen. Aus der späteren 
Untertagearbeit im BB 
Schmirchau gab es 
dann Erfahrungen; hier 
einige konkrete Bei-
spiele: 
1. Wir haben mal auf ei-
ner Abwetterstrecke 
Rohrleitungen für Was-
ser und Druckluft ge-
tauscht. Zu einem Früh-
stück kam einmal ein 
Kumpel, welcher die Ra-
donkonzentration ge-
messen hat, vorbei und 
frühstückte mit uns. Als 
er wieder gehen wollte, 
er hatte sein Messgerät 
angehabt, sagte er uns, 
wir müssten den Ar-
beitsort verlassen, es 
sind Sperrwerte in der 

Abwetterstrecke vor-
handen. Das führte 
dazu, dass wir 4 Wo-
chen dort gearbeitet ha-
ben und dann 4 Wochen 
Übertage eingesetzt 
wurden. Und dies im 
Wechsel über einen län-
geren Zeitraum. 
2. Etwa 1987/88 muss-
ten wir in einer Elektri-
kerwerkstatt Untertage 
im BB Schmirchau eine 
Belüftungsanlage ein-
bauen, da dort giganti-
sche Radonwerte fest-
gestellt worden wären 
über die wir keine Auf-
klärung erhielten. 
Grund war folgender: 
Die Werkstatt war am 
Anfang einer alten Ne-
benstrecke errichtet 
worden; die dahinter 
weiterverlaufende nicht 
mehr genutzte Neben-
strecke war vermauert. 
Von einer wirksamen 
Abdichtung konnte da-
bei keine Rede sein.  
3. Auf dem Übertage-
Schachtgelände des BB 
Schmirchau befanden 
sich auch Büros in Holz-
baracken, welche ca. 1 
Meter über dem Erdbo-
den waren. Diese stan-
den auf gemauerten 
Pfeilern. Der Erdboden 
war wie so oft mit „tau-
ben Gestein“ 
(„schwach“- erzhaltiges 
Abraummaterial) aufge-
schüttet. Es stellte sich 
heraus, dass selbst hier 
Radonwerte ermittelt 
worden waren, die Un-
tertage zur Sperrung der 
Arbeitsbereiche geführt 
hätten. Es wurden dann 
Lüfter unter der Baracke 
eingebaut, da selbst die 
Gebäudeanhebung 
über der Bodenfläche 
nicht ausreichte, das 
Radoneindringen zu 

mindern. Das war auch 
ca. 1987/88. Die Bara-
cken standen zu dieser 
Zeit aber bereits Jahre 
in Nutzung. 

  
Die Wetterführung un-
tertage wurde auf den 
Hauptstrecken u.a. mit 
Wettertüren reguliert. 
Diese durften nur zu Be-
fahrungszwecken geöff-
net werden, darauf 
wurde sehr geachtet. 
Wenn die Türen defekt 
waren, warum auch im-
mer, wurden diese sehr 
schnell repariert. Aller-
dings verhinderte das 
den Arbeitsablauf „ver-
einfachende“ (mutwil-
lige) Blockieren der Tü-
ren oft die angestrebte 
Regelwirksamkeit. 
Dietmar Schützner  
(Ronneburg-Raitzhain) 
  

Praxis im Uran-
bergbau 

5. Internationales 
Bergbausymposium 
WISSYM 23 der Wismut 
GmbH zur Thematik: 
„Sanierungsbergbau neu 
denken – Innovative An-
sätze auf dem Weg zur 
Nachhaltigkeit“ 25.-
28.09.2023 in Dresden. 
Sanierungsbergbau ist 
die Grundlage für nach-
haltigen Bergbau. Auf 
dem Symposium sollen 
neue Aspekte auf dem 
Weg in einen zukunftsfä-
higen Sanierungsberg-
bau im Mittelpunkt ste-
hen. Die Veranstaltung 
und vorgesehene Ex-
kursionen bieten interna-
tionalen Bergbausanie-
rern, Bergbaubetreibern, 
Wissenschaftlern, Ver-
waltungs- und Behörden-
vertretern sowie Ingeni-
eurbüros die Möglichkeit 
zum Austausch und zur 
Diskussion von Erfahrun-
gen in der Bergbausanie-
rung. 

http://www.bfr.bund.de/
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In vorausgegangen Aus-
gaben des Strahlentelex 
wurde bereits mehrfach 
auf die nicht unumstrit-
tene behördliche Allge-
meinverfügung zur Aus-
weisung sogenannter 
Radonvorsorgegebiete 
(RVG) in Thüringen ein-
gegangen. In dieser Bei-
tragsreihe wird dieses, 
sowohl gesundheits-
schutzrelevante als 
auch ökonomisch wich-
tige Thema erneut auf-
genommen und der 
Schwerpunkt der Be-
wertung dabei in erster 
Linie auf die fachlichen 
Aspekte, welche dieser 
Allgemeinverfügung zu 
Grunde liegen, gerich-
tet. 
Da dieses Thema sehr 
umfangreich ist und an 
vielen Stellen ausführli-
che und detaillierte Dar-
stellungen erfordert, 
wird der Gesamtkom-
plex in Form mehrerer 
aufeinanderfolgender 
Teile im Strahlentelex 
behandelt werden. 
Das eine kontinuierliche 
und langandauernde 
Radoninhalation ein be-
deutsames Gesund-
heitsrisiko darstellt, ist, 
von wenigen gegenteili-
gen Fachmeinungen ab-
gesehen, im Strahlen-
schutz allgemein aner-
kannter Konsens.  Dies 
gilt auch, wenn kurzzei-
tige hohe Radonexposi-
tionen im Kurbereich, 
vorübergehende 

positive gesundheitliche 
Effekte (z.B. zeitlich be-
fristete Linderung bei 
rheumatischen Be-
schwerden) bewirken 
können. 
In diesem Sinne kann 
man Radonexpositionen 
z.B. mit dem Röntgen 
vergleichen. Hier be-
streitet sicher kaum je-
mand, dass bei begrün-
deter und maßvoller An-
wendung gesundheitlich 
positive Effekte (z.B. 
wichtige Diagnosemög-
lichkeiten) vorhanden 
sind und Röntgenunter-
suchungen in diesem 
Zusammenhang als po-
sitiv zu bewerten sind.   
Gleichzeitig ist jedem 
vernünftigen Menschen 
klar, dass zu viel Rönt-
genuntersuchungen 
eine 
strah-
lungs-
be-
dingte 
Ge-
sund-
heitsge-
fahr dar-
stellen. 
Radon 
ist der 
radioak-
tive 
Stoff, 
der bei 
weitem die meisten 
Krankheits- und Todes-
fälle   durch ionisierende 
Strahlung (Radioaktivi-
tät) in unserem Alltag 
hervorruft. Von allen 

bekannten Innenraum-
Luftschadstoffen ist Ra-
don der einzige, bei 
dem, statistisch signifi-
kant, eine Krebs verur-
sachende Wirkung (im 
Wesentlichen Lungen-
krebs) nachgewiesen 
ist. Da man zwar die An-
zahl an Lungenkrebser-
krankungen und Lun-
genkrebstodesfällen 
zählen kann, aber de 
facto bei keinem dieser 
Fälle eindeutig die letzt-
endlich auslösende Ur-
sache erkennbar ist, 
kann die Zuordnung der 
Erkrankungs- und To-
desfallursache, wie bei 
anderen ähnlich gela-
gerten Fällen (z.B. Fein-
staub) auch, „nur“ statis-
tisch abgeschätzt wer-
den. Hierbei wird in Aus-
wertung der vorliegen-
den Daten (nationale 
und internationale Stu-
dien, Erkrankungs- und 
Todesfallstatistiken, …) 
davon ausgegangen, 
dass bis zu 10 % aller 
Lungenkrebstodesfälle 
in der BRD ursächlich 

durch Radon verursacht 
werden (BfS). Bei ca. 
50.000 Lungenkrebsto-
desfällen pro Jahr sind 
demnach einige tausend 
radonbedingte Lungen-

krebstodesfälle in der 
BRD pro Jahr zu erwar-
ten. Die Studien- und 
Datenlage bezüglich 
Radon wird, verglichen 
mit anderen Innenraum-
schadstoffen, als sehr 
gut eingeschätzt. Die in 
den Radonstudien 
scheinbar großen 
Schwankungsbreiten 
der Ergebnisse sind vor 
allem der Komplexität 
der über viele Jahre zu 
berücksichtigenden Ex-
positionsverhältnisse 
geschuldet, da hier für 
jede Einzelperson die 
Radonexpositionssitua-
tion bis zu 30 Jahre in 
die Vergangenheit er-
mittelt oder zumindest 
tragbar, zuverlässig ab-
geschätzt werden muss! 
Die Gesamtaussagen 
zum Radon-Gesund-
heitsrisiko sind dennoch 
als ausreichend fundiert 
anzusehen.  
Die Radonexposition 
(vor allem in Innenräu-
men) ist demnach zwei-
felsohne als ein bedeut-
sames, strahlungsbe-

dingtes Gesundheitsri-
siko einzustufen und ge-
mäß EU-Richtline 
(2013/59) im nationalen 
Strahlenschutzsystem 
zu berücksichtigen.  

Radonvorsorge 

Die Ausweisung von Radonvorsorgege-

bieten in Thüringen – wissenschaftlich 

fundierte Methode oder Scheinwissen-

schaft – Teil 1: Themen-Einführung 
von Frank Ullrich 

Quelle: http://www.bfs.de/de/ion/anthopg/radon/radon_in haeusern.html 12.11.2014 

http://www.bfs.de/de/ion/anthopg/radon/radon_in%20haeusern.html
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Dies erfolgt in der BRD 
im Wesentlichen durch 
die Festlegung eines na-
tionalen Referenzwertes 
für die Radonkonzentra-
tion in der neu einge-
führten Raumkategorie 
„Aufenthaltsräumen“ 
(nicht wie in der EU-RL 
gefordert pauschal in In-
nenräumen) und an Ar-
beitsplätzen. Dabei ha-
ben sich die Bundeslän-
der und der Bund, ent-
gegen der Ratschläge 
der eigenen Fachbehör-
den und der WHO, auf 
den gemäß EU-RL 
höchsten zulässigen 
Referenzwert von 300 
Bq/m³ geeinigt, obwohl 
die zu Grunde liegenden 
Radon-Innenraum-Da-
ten der BRD einem 
solch hohen Wert als ef-
fektives Schutzniveau 
für die Bevölkerung wi-
dersprechen. 
Die mit der EU-RL beab-
sichtigte, langfristige Ab-
senkung des durch-
schnittlichen Radonni-
veaus in Innenräumen 
auf breiter, gesamtge-
sellschaftlicher Basis ist 
mit den im aktuellen 
Strahlenschutzrecht ge-
troffenen Regelungen 
bewusst konterkariert 
worden, da nach bishe-
rigem Kenntnisstand zu 
erwarten ist, dass nur in 
ca. 1,5 % aller Gebäude 
in Deutschland dieser 
Referenzwert über-
schritten werden wird. 
Dies ist im Grunde nach 
wie vor die veraltete 
Strategie der „Beschnei-
dung von Radonspit-
zen“, statt der von der 
EU-beabsichtigten und 
inzwischen auch inter-
national anerkannten 
Strategie einer umfäng-
lichen Absenkung des 

Radonniveaus in Innen-
räumen, da nur bei letz-
terem die gesamtgesell-
schaftlichen Aufwen-
dungen in einem akzep-
tablen Verhältnis zum 
gesamtgesellschaftli-
chen gesundheitlichen 
Nutzen stehen. 
Im deutschen Strahlen-
schutzrecht wurde zu-
dem bewusst eine neue, 
vom EU-Recht abwei-
chende Definition des 
Begriffs „Referenzwert“ 
aufgenommen, die zu 
einer „Entschärfung“ 
des EU-Referenzwert-
Begriffs führt. 
 
Auch die so in der EU-
RL nicht enthaltene, ei-
gens für das deutsche 
Strahlenschutzrecht 
entworfene BRD-Defini-
tion eines RVG lt. BfS-
Modell verfehlt bei nach-
folgender, genauerer 
Betrachtung nicht ihre 
beabsichtigte, die EU-
RL unterlaufende Wir-
kung.  
 
StrlSchG - § 121 - Fest-
legung von Gebieten; 
Verordnungsermächti-
gung 

Die zuständige Behörde 
legt durch Allgemeinver-
fügung innerhalb von 
zwei Jahren nach In-
krafttreten einer Rechts-
verordnung nach Absatz 
2 die Gebiete fest, für 
die erwartet wird, dass 
die über das Jahr gemit-
telte Radon-222-Aktivi-
tätskonzentration in der 

Luft in einer beträchtli-
chen Zahl von Gebäu-
den mit Aufenthaltsräu-
men oder Arbeitsplätzen 
den Referenzwert nach 
§ 124 oder § 126 über-
schreitet. Sie veröffent-
licht die Festlegung der 
Gebiete. Die Festlegung 
der Gebiete ist alle zehn 
Jahre zu überprüfen. 
StrlSchVO - § 153 
(2)  Die zuständige Be-
hörde kann davon aus-
gehen, dass die über 
das Jahr gemittelte Ra-
don-222-Aktivitätsko-
zentration den Refe-
renzwert nach § 124 
oder § 126 des Strahlen-
schutzgesetzes in einer 
beträchtlichen Anzahl 
von Gebäuden in der 
Luft von Aufenthaltsräu-
men oder Arbeitsplätzen 
eines Gebiets über-
schreitet, wenn auf 
Grund einer Vorhersage 
nach § 127 Absatz 1 auf 
mindestens 75 Prozent 
des jeweils auszuwei-
senden Gebiets der Re-
ferenzwert in mindes-
tens zehn Prozent der 
Anzahl der Gebäude 
überschritten wird. 
Man kann davon ausge-

hen, dass die Definition 
gemäß § 153 StlSchVO 
einen inhaltlichen Fehler 
aufweist. Sowohl die 
EU-Richtlinie als auch 
das StrlSchG § 121 for-
dern Gebiete so auszu-
weisen, dass eine be-
trächtliche Zahl von Ge-
bäuden den Referenz-
wert überschreitet. 

Im § 156 der StrlSchVO 
wird aber aus einer Zahl 
an Gebäuden, welche 
den Referenzwert über-
schreiten müssen, plötz-
lich ein Anteil an Gebäu-
den (mindestens 10 %). 
Nun ist ein Anteil aber 
nicht gleichbedeutend 
mit einer Anzahl. Die da-
raus folgende Proble-
matik soll nachfolgend 
an zwei Beispielen ver-
deutlicht werden. Wir 
vergleichen zwei Ge-
meinden hinsichtlich ih-
rer Ausweisung als 
RVG. 
 
Beispiel 1:  
Gemeinde 1:   
100 Gebäude, davon 20 
Gebäude > 300 Bq/m³ 
im Jahresmittel. 
Gemeinde 2:   
10.000 Gebäude, davon 
200 Gebäude > 300 
Bq/m³ im Jahresmittel. 
In beiden Gemeinden 
sollen die Gebäude auf 
mehr als 75 % der Ge-
samtfläche verteilt sein. 
Gemeinde 1:  
20 % Überschreitungen 
= Ausweisung als RVG  
Gemeinde 2:    
2 % Überschreitungen  

= keine Ausweisung als 
RVG  
In Gemeinde 2 ist die 
Anzahl der Gebäude, 
welche den Referenz-
wert überschreiten 10-
mal größer als in Ge-
meinde 1.  
Obwohl bei Ausweisung 
von Gemeinde 2 als 
RVG davon auszugehen 
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ist, das mit Radon-
schutzmaßnahmen 10-
mal mehr Menschen ge-
schützt werden könnten 
als bei Ausweisung der 
Gemeinde 1, wird Ge-
meinde 1 als RVG aus-
gewiesen und Ge-
meinde 2 nicht!  
 
Beispiel 2: 
In einer Gemeinde be-
finden sich alle Ge-
bäude auf einer Fläche 
die geringer als 75 % 
der gesamten Gemein-
defläche ist. Das dürfte 
für den übergroßen An-
teil aller Gemeinden der 
Fall sein. Selbst wenn 
hierbei alle existieren-
den Gebäude in der Ge-
meinde den Referenz-
wert überschreiten kann 
das Gebiet nach 
StrlSchVO § 153 (2)  
nicht als RVG ausgewie-
sen werden, da das Flä-
chenkriterium „auf min-
destens 75 % der Flä-
che“ nicht erreicht wird. 
Damit bestimmen, unbe-
baute und sehr wahr-
scheinlich niemals zu 
bebauende Gemeinde-
flächen, über den Ra-
donschutz in bestehen-
den Gebäuden und an 
Arbeitsplätzen. Das hat 
das mit dem Sinn der 
EU-RL nichts mehr zu 
tun und kann nicht im 
grundgesetzlich veran-
kerten Gesundheits-
schutzanspruch aller 
Bürger sein. Die Vorga-
ben der EU-RL werden 
hier bewusst unterlau-
fen. 
 
Mit der oben aufgeführ-
ten „Umdefinition“ und 
damit „Entschärfung“ 
des Begriffes „Referenz-
wert“ im deutschen 
Strahlenschutzrecht und 

der den folgenden Arti-
keln näher betrachteten, 
„zielorientierten“, ange-
passten Methodik für die 
Ausweisung von soge-
nannten Radon-Vorsor-
gegebieten (RVG) wer-
den im Wesentlichen die 
nachfolgend aufgeführ-
ten, Ziele realisiert: 

• Schutz der öffentli-
chen Hand (Bund, 
Länder und Kommu-
nen) vor „zu hohen“ 
und aus Sicht der öf-
fentlichen Arbeitsge-
ber „unangemesse-
nen“ Aufwendungen 
für die Radonzu-
standsanalyse und 
Radonschutzmaß-
nahmen, also für den 
Gesundheitsschutz 
im Rahmen ihrer Ob-
hutspflicht für ihre 
Mitarbeiter. 

• Schutz des Bau- und 
Mietbereiches vor zu-
sätzlichen Kosten-
steigerungen durch 
Aufwendungen für 
den Radonschutz der 
Arbeitnehmer und 
der Bevölkerung. 

• Minimierung der „Ge-
fährdung“ der Akzep-
tanz von energeti-
schen Sanierungen 
und damit des „Kli-
maschutzes“, die oft 
(bei unsachgemäßer 
Herangehensweise) 
mit Radonschutz-
maßnahmen kollidie-
ren können (Energie-
sparmaßnahmen am 
Bau führen nicht sel-
ten zur Reduzierung 
des Luftwechsels 
und bergen damit die 
Gefahr steigender 
Radon-Innenraum-
konzentration nach  
energetischen Sanie-
rungsarbeiten.) 

Man kann den aktuellen 
gesetzlichen Stand und 
die behördliche Umset-
zung des sogenannten 
Radonschutzes in der 
BRD als Abwägung zwi-
schen Lobbyinteressen 
und dem Gesundheits-
schutz der Bevölkerung 
interpretieren. Wobei 
letzterem eindeutig die 
nachrangige Priorität zu-
geordnet wurde. 
Selbstverständlich ist 
dabei die juristische und 
öffentliche Darstellung 
so gewählt, dass, beim 
nicht mit der Materie 
vertrauten „Normalbür-
ger“, der gegenteilige 
Eindruck entstehen soll 
und wird. 
Da die Methodik der 
Ausweisung der RVG im 
Gesamtsystem des Ra-
donschutzes eine zent-
rale Rolle spielt, wird 
diese Methodik im 
Nachfolgenden, in erster 
Linie unter dem Aspekt 
der laut Gesetz zwin-
gend geforderten Wis-
senschaftlichkeit und 
fachlichen Korrektheit, 
also Angesichts der ge-
sundheitlichen Bedeu-
tung eines wirksamen 
Radonschutzes, der 
zwingend notwendigen 
Seriosität des Verfah-
rens betrachtet werden.  
Deutschland ist eines 
der wenigen Länder in 
Europa, das sich ent-
schieden hat, RVG nicht 
an Hand von Messun-
gen der lt. Gesetz zu be-
grenzenden Größe  
(Radon-Innenraumkon-
zentration) auszuwei-
sen, sondern benutzt 
hierfür im Wesentlichen 
eine zusätzliche Fehler 
und Unsicherheiten ver-
ursachende Kunstgröße  

(„geogenes Radonpo-
tential“ - RP), die auf 
Kurzzeitmessungen im 
Boden in 1 m Tiefe, 
i.d.R. km-weit von 
Wohnbebauungen ent-
fernt, basiert. 
Um aus diesen indirek-
ten Messungen auf 
mögliche Radonkon-
zentrationen in Innen-
räumen (Welche ja das 
eigentliche Regelungs-
ziel sind!) schließen zu 
können, werden nicht tri-
viale, diskussionswür-
dige und höchst fehler-
behaftete Probenahme- 
und Messverfahren so-
wie umfangreiche, z.T. 
kaum nachvollziehbare 
Modellannahmen und 
statische Datenbehand-
lungsverfahren benutzt. 
In den folgenden Beiträ-
gen wird es darum ge-
hen, diese Verfahren so-
weit möglich nachzuvoll-
ziehen und ihre fachli-
che Korrektheit auch 
Hand praktischer Versu-
che zu bewerten.   
Dabei werden zuerst die 
normativen Grundlagen 
beleuchtet und im An-
schluss daran, die ein-
gesetzten Messverfah-
ren und Messtechnik auf 
ihre Eignung und kor-
rekte Anwendung hin 
geprüft.  
Abschließend werden 
einige Aspekte der (der 
Ausweisung der RVG in 
Thüringen) zu Grunde 
liegenden Daten und 
Gutachten dargestellt 
und bewertet.  
Frank Ullrich 
 
Unser Autor ist Dipl.-Physi-
ker und über drei Jahr-
zehnte im Strahlenschutz 
und im radiologischen 
Messdienst tätig. 
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Von den sechs Bundeslän-

dern, die bisher gesetzli-

che Radonvorsorge mittels 

Allgemeinverfügung nach 

§ 153 StrlSchV festlegten, 

hat das Land Thüringen 

verbal die allgemeinste 

Fassung [1] aufzuweisen. 

Sie enthält keinerlei spezi-

fische Erläuterungen fest-

gelegter RVG. Es erfolgt 

kommentarlos die Auflis-

tung von 19 Gemeinden 

als RVG. Eine Begründung 

der Auswahl ist aber in 

Form eines separaten Be-

richtes [2] existent, der je-

doch nicht in der Verfü-

gung genannt ist. Für je-

den Betroffenen war und 

ist damit die eigentliche 

Grundlage der Gebiets-

festsetzung einer Radon-

vorsorge nicht öffentlich 

zugänglich. Hingegen wird 

eine Vielzahl an Grundla-

gen aufgezählt, die über-

wiegend nicht zur Ent-

scheidung dienten und im 

Nachgang zu informativen 

Hilfsmitteln erklärt wurden. 

Das zuständige Thüringer 

Landesamt für Umwelt, 

Bergbau und Naturschutz 

(TLUBN) unterließ sowohl 

Bekanntgabe, als auch 

Veröffentlichung des aus-

schlaggebenden Gutach-

tens [2]. Erst die Einrei-

chung von Klagen führte 

zur Offenlegung, allerdings 

nur für klageführende Per-

sonen, Gemeinden und 

Vereine. Insgesamt waren 

6 Klagen aus Ostthüringen 

anhängig, die nach 2,5 

Jahren immerhin die feh-

lerhaften Praktiken der 

verantwortlichen Behörden 

offenlegen konnten und so 

nachfolgende    detaillierte 

Angaben überhaupt erst-

möglich machten. 

Die Allgemeinverfügung 
enthält viele juristische An-
gaben zur Umsetzung der 
Radonvorsorge. Hierzu 
werden Gesetzestexte 
ausführlich zitiert. Zur örtli-
chen Gebietsfestlegung 
selbst erfolgten keine Be-
gründungen, dafür verwirrt 
man mit weitschweifiger 
Grundlagenaufzählung 
und einer spe-
ziellen „Thürin-
gen-Methodik“. 
Auszüge: „In 
Thüringen er-
folgte die Er-
mittlung der Radonvorsor-
gegebiete auf der Grund-
lage der Methodik des 
Bundesamtes für Strahlen-
schutz (BfS) (P. Bossew, 
B. Hoffmann: Die Prog-
nose des geogenen Ra-
donpotenzials in Deutsch-
land und die Ableitung ei-
nes Schwellenwertes zur 
Ausweisung von Radon-
vorsorgegebieten, …, vom 
Januar 2018). Die bestim-
mende Größe in dieser 
wissenschaftlichen Me-
thode ist das geogene Ra-
donpotenzial. Das Radon-
potenzial erfasst die Ra-
don-Verfügbarkeit, d.h. die 
Radonkonzentration in der 
Bodenluft und die Gasper-
meabilität des Bodens. Je-
der geologischen Einheit 
wird jeweils ein mittleres 
Radonpotenzial unter Be-
rücksichtigung der spezifi-
schen Geologie von Thü-
ringen zugeordnet. In Ge-
meinden mit mehreren ge-
ologischen Einheiten 
wurde ein flächengewich-
tetes Mittel des Radonpo-
tenzials gebildet. Im Rah-
men der Untersuchungen 
wurden neben einer 

geologischen Karte im 
Maßstab 1:200.000 Aero-
Gamma-Messungen 
(Äquivalent-Uran-Gehalte 
in der oberen Boden-
schicht), Geologische Stu-
dien im Zusammenhang 
mit dem Uranerzbergbau, 
Bodenkartierung (Uran-
gehalte), Messdaten der 
bodennahen Radonkon-
zentration, tektonische 
Kartierungen und epidemi-
ologische Studien verwen-
det. Hierbei wurden unter 
anderem auch die für Thü-
ringen vorhandenen Daten 
betrachtet. Dies waren 
4.321 Datensätze aus Ra-
don - Bodenluftgutachten 

flä-
chen-

de-
ckend 

für 
Thürin-

gen der Radonkonzentra-
tion in der Bodenluft und 
der Boden - Gaspermeabi-
lität in einer Auflösung von 
2 x 2 km aus den Jahren 
1995/1996, 362 Daten-
sätze aus dem Radon - Bo-
denluftmessprogramm des 
Bundes - Teil Thüringen 
der Radonkonzentration in 
der Bodenluft aus den Jah-
ren 1993 - 2003, 301 Da-
tensätze aus dem Radon - 
Bodenluftmessprogramm 
des Bundes - Teil Thürin-
gen der Boden - Gasper-
meabilität aus den Jahren 
1993 - 2003, 682 Daten-
sätze aus der Messung der 
Langzeit - Innenraumluft 
für Keller …, 757 Daten-
sätze … für Erdgeschosse 
… und 171 Datensätze … 
für 1. Etagen aus der Ra-
don - Innenraumluft - Mes-
sung - Bund Teil Thüringen 
aus den Jahren 2001 – 
2003. Nach den Vorgaben 
des BfS kann im Rahmen 
der verwendeten Methode 
für Gebiete, die ein Radon-
potential größer 44 aufwei-
sen, davon ausgegangen 
werden, dass in mindes-
tens 10 Prozent der Anzahl 

der Gebäude in dem Ge-
biet der Referenzwert von 
300 Bq/m³ überschritten 
wird, d. h. für Gebiete mit 
einem Radonpotenzial 
größer 44 ist das Flächen-
kriterium (auf mindesten 
75 % der Fläche) erfüllt. … 
Die vorstehende Festle-
gung erfolgt ... auf Ge-
meindeebene. Im Ergebnis 
der Untersuchungen 
wurde in den 19 in der An-
lage genannten Gemein-
den eine Überschreitung 
des Radonpotenzials von 
44 nachgewiesen.“ [1] S. 2 
Der zitierte Text enthält 
aufzuklärende Ungereimt-
heiten. Allein ein separat 
wertender „Teil Thüringen“ 
ist im geologischen BfS-
Modell nicht existent.  
 
Kriterien der Auswei-
sung der RVG in Thürin-
gen 
Aus 10 verschiedenen 
Landkreisen wurden ent-
sprechend der nicht offen 
beschriebenen Methodik 
19 Gemeinden im Thürin-
ger Wald und in Ostthürin-
gen ermittelt und zu RVG 
erklärt.   
Im Vergleich zu den ande-
ren Bundesländern er-
scheint diese Stückelung 
zunächst ungewöhnlich 
und ist die Folge der rein 
schwellenwertbasierten 
mathematisch-statisti-
schen Herangehensweise. 
D.h., Orte in geologisch 
ähnlichen Regionen mit er-
höhten Radonpotential fal-
len genau entlang des 
Schwellenwertes ≥/≤ 44 in 
oder aus der Radonvor-
sorge. Infolge des sich ei-
gentlich noch im Aufbau 
befindlichen Prognosever-
fahrens des BfS bedienten 
sich andere Bundesländer 
zur Absicherung z.B. wei-
terer Bewertungskriterien 
und beschrieben die Aus-
wahl der betroffenen Kom-
munen konkret und für je-
dermann öffentlich nach-
vollziehbar. Die in der 

Radonvorsorge 

Die Radonvorsorgegebiete (RVG) 

in Thüringen 

Neuberechnung mit al-

ter Datenbasis ergibt 

größere Unsicherheit 
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thüringischen Allgemein-
verfügung aufgezählten 
Kriterien (Grundlagen) 
flossen nur bei RP > 44 
oder, wie die genannten 
4.321 Datensätze zur Bo-
denluft, gar nicht in die Be-
wertung ein. Die erwähn-
ten Radon-Innenraumda-
ten spielten für die Auswei-
sung zur Radonvorsorge 
(mit dem nachträglichen 
Hinweis einer nicht ausrei-
chenden Datendecke) 
keine Rolle. Eine Eintei-
lung nach gesetzlich vor-
gegebener Aufenthaltsre-
levanz geht aus den Ra-
donmessungen nicht her-
vor (Keller sind nicht 
zwangsläufig Aufenthalts-
räume). Uranbodenkarten 
wurden bewusst falsch in-
terpretiert. Die landesspe-
zifische RP-Karte in Abb. 1 
ist nachträglich, fehlerhaft 
und zudem infolge fehlen-
der Datenbasis unvollstän-
dig erstellt. Die zur Aus-
weisung der RVG maß-
geblichen Daten reduzie-
ren sich auf 362 bzw. nur 
301 Messpunkte des BfS-
Netzes, die in einem inter-
nen Abschlussbericht [2] 
ausgewertet wurden.  
Die TLUBN ging zunächst 
davon aus, dass ausrei-
chende Radonpotentialda-
ten mit der BfS-Kartierung, 
Ausgabe 2018, vorliegen 
würden und keine eigenfi-
nanzierten Messungen 
durchgeführt werden 
mussten bzw. sollten. An-
dere Bundesländer nutz-
ten die Zeit bis 2020 zur 
Erweiterung ihrer diesbe-
züglichen Datengrundlage. 
Die 362 Bodenluftwerte mit 
den 301 Permeabilitäts-
messungen wurden aus 
dem BfS-Modell herausge-
löst ohne die Radonpoten-
tiale zu übernehmen. D. h., 
die Interpolation vergleich-
barer Daten unter Beach-
tung der dominanten Geo-
logie in jedem 10x10 km-
Raster wurde negiert. 
Stattdessen bildete man 

aus den Daten neue geo-
metrische Mittelwerte der 
geologischen Formatio-
nen. Dadurch entstand ein 
krasser Unterschied zwi-
schen gesamtdeutschen 
und thüringischen Geolo-
gien gleicher Zuordnung. 
Die geometrischen Poten-
tialmittelwerte aus z.B. 141 
Messdaten für „Rotliegen-
des“ liegt bundesweit bei 
RP 14,2; aus den etwa 20 
MP in Thüringen leiten sich 
45,9 ab. Die Differenz ist 
entsprechend der Wer-
testreuung nicht einer geo-
logischen Spezifik ge-
schuldet, sondern der sta-
tistischen Unzulänglichkeit 
des Datenfundus.   Für Si-
lur verwendete die TLUBN 
nur einen „thüringischen 
Wert“, wogegen aus dem 
BfS-Datenfundus bereits 
2020 im Silur mit zwölf Da-
ten (sogar drei aus Thürin-
gen!) das RP berechenbar 
war.  
Eine weitere Besonderheit 
im Vergleich zu anderen 
Bundesländern besteht in 
einer „flächengewichteten“ 
Errechnung eines Gesamt-
durchschnittes des Ge-
meindegebietes nach poli-
tischen Grenzen. In die 
Bewertung ging das ge-
samte Gemeindegebiet 
ein. War die Gemeinde 
Mitglied einer Verwal-
tungsgemeinschaft, zählte 

nur deren Flurkarte. Lag 
eine Eingemeindung vor, 
gingen die geologischen 
Flächen-Potentiale sozu-
sagen in der Gesamtbilanz 
auf. So konnten kleine 
Orte über den Schwellen-
wert gelangen und andere 
mit ähnlichen oder höhe-
ren geologischen Potentia-
len nicht, da der „Gesamt-
schwellenwert“ der politi-
schen Verwaltungsgrenze 
unter RP 44 geriet. Wäh-
rend das wissenschaftlich 
basierte Verfahren des BfS 
die domminierende Geolo-
gie zur Bestimmung des 
RP im Raster-Gebiet aus-
weist, wurde durch die 
TLUBN eine flächenge-
wichtete Ermittlung aller im 
Verwaltungsbereich vor-
handenen Geologien an-
gewendet. Am Beispiel der 
Region Ronneburg hierzu 
eine Erläuterung nach [5]: 
„Die bestimmenden homo-
genisierten Formationen in 
den vier Gemeinden nach 
den Angaben der TLUBN 
sind Devon (RP 35,2), 
Ordovizium (33,2), 
Perm/Zechstein (33,9) und 
Silur (75,7). Alle anderen 
Geologien der „abgedeck-
ten“ Betrachtung unter-
schreiten den 5%-Anteil 
der jeweiligen Flächen 
deutlich. Somit ist ohne Si-
lur von etwa einem RP um 
34 auszugehen, zu dem 

der jeweilige Anteil von Si-
lurflächen, die überwie-

gend außerhalb 
der Siedlungs-
gebiete liegen, 
dazu käme. Für 
die Aufsummie-

rung (Vermischung) der 
Radonpotentiale im 
TLUBN-Modell bedeutet 
das, dass der hohe Silur-
wert bereits bei 25% Flä-
chenanteil (nicht bei ge-
setzlichen 75%), das ge-
samte Gebiet als radonge-
fährdet > 44 einstuft. Eine 
proportionale Wahrschein-
lichkeitszunahme ist aber 
nicht vom BfS-Modell als 
Übertragung auf die Rest-
flächen (im Beispiel 34) 
abzuleiten. Für kleine Ge-
meinden kommt es so zu 
besonders verfälschenden 
Prognosen.“  [5] S. 34  
Im Übrigen stellte sich der 
einzige Silurwert noch als 
numerisch falsch heraus. 
 
Weitere Schwachstellen 
Das TLUBN erstellte eine 
eigene Radonpotential-
karte (Abb. 1), die sich von 
der wissenschaftsbasier-
ten bundesweiten Darstel-
lung des BfS unterschei-
det. Abb. 2 macht die Un-
terschiede sichtbar. 
Die tatsächlich verwende-
ten Daten beruhen allein 
auf dem Fundus der BfS-
Kartierung, d.h. es wurden 
keinerlei Messprogramme 
zur Datenergänzung u.a. 
für Bodenluft und Permea-
bilitätsmessungen durch-
geführt. Die vom BfS emp-
fohlene Eigeninitiative der 
Länder zur Beseitigung 
von Schwachstellen der 
Prognosedaten betraf 
hauptsächlich die Schlie-
ßung von Datenlücken im 
Messnetz des Bodenra-
dons. Die Verantwortlichen 
in Thüringen lehnten je-
doch jegliche Radonmes-
sungen im Vorfeld der All-
gemeinverfügung ab. 
Stattdessen ermittelte man 
aus BfS-Messpunkten auf 

Abb. 1: Radonpotentialkarte Thüringen nach [3] 

Kartierung widerspricht 

den BfS-Radonpotentialen 

durch Daten-Umdeutung 
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dem Thüringer Territorium. 
„eigene“ RP, die nicht auf 
der Interpolation vergleich-
barer Bedingungen für die 
dominierende Geologie 
des betrachteten Gebietes 
beruhen.   Lediglich   die 
geometrischen Mittelwerte 
der Radonbodenluft und -
permeabilität „thüringi-
scher“ Geologien zog man 
zur Berechnung des geolo-
gischen RP heran. Die 16 
erwählten geologischen 
Formationen bilden die ge-
ologische Vielfalt nicht ab; 
Die Datengrundlage an RP 
ist zudem gering; drei hat-
ten sogar weniger als 3 
Messpunkte aufzuweisen.  
Bei fehlender Permeabili-
tät diverser Bodenluft-
messungen bildete man 
einfach ein geometrisches 
Mittel vergleichbarer Geo-
logie ([2] S. 36), was jegli-
chen bodenphysikalischen 
Grundsätzen widerspricht. 
Für das Verwaltungsgebiet 
einer Gemeinde wurde Art 
und Fläche der Geologie 
aus dem Kartenwerk GÜK 
200 ermittelt, die anteiligen 
RP errechnet und dann zu 
einem spezifischen „Ge-
samtpotential“ der Verwal-
tungseinheit aufsummiert. 
Derartige grobe Verallge-
meinerungen gingen dann 
in die Potentialberechnun-
gen ein, die bis auf die 
zweite Stelle nach dem 
Komma letztlich (nicht er- 

zielbare) Genauigkeiten 
suggerieren sollten. 
Auf die Berechnung für die 
Siedlungsgebiete und Vor-
halteflächen für Bebauun-
gen bezüglich möglicher 
Radonlast wurde verzich-
tet, was nach Meinung der 
TLBUN juristisch mit dem 
Begriff „Verwaltungsein-
heit“ in § 153 StrSchV Abs. 
(3) begründet sei. So gin-
gen alle Flächen in die Er-
mittlung eines Gebiets-
Mischpotentiales ein. Ne-
ben Siedlungsflächen 
auch Agrar- und Waldflä-
chen, Naturschutzgebiete, 
Wasserflächen u.a.m. In 
Ostthüringen kommen Ge-
biete hinzu, die unter Berg-
recht stehen und in keiner 
Weise je bebaut werden 
dürfen (Sanierungsflächen 
der Wismut GmbH). Sie 
fallen komplett aus der 
Nutzung der Gemeinden 
heraus, bestimmen aber 
das Radonpotential in de-
ren eigentlichen Bebau-
ungsgebieten. Für die in 
Kauf genommene Verfäl-
schung schuf man den Be-
griff „geo-statistischer Ver-
dünnungseffekt“, der be-
reits bei den unterschiedli-
chen politischen Verwal-
tungsgrenzen bemüht 
wurde. 
Die kleinteilige Flächen- 
und Potentialberechnun-
gen der TLUBN benötigen 
belastbare und ausreich-

ende Ausgangsdaten, die 
mit „thüringischen“ geolo-
gischen RP nicht erreich-
bar waren. Nur 38 der 362 
Bodenluftwerte befinden 
sich in RVG, was nach der 
TLUBN 0,05 pro Quadrat-
kilometer entsprechen soll. 
Jedoch in 7 der 19 Ge-
meinden gab es gar keine 
MP, also 0,0. In Ostthürin-
gen stand für die erklärten 
RVG kein Wert zur Verfü-
gung, von einem falschen 
Silurwert abgesehen. 
Passte die Geologie nicht 
zum angestrebten Ergeb-
nis, erfolgte ein Daten-
wechsel. U.a. beim bereits 
erwähnten „Rotliegenden“, 
indem man statt dem er-
rechneten Thüringen-RP 
von 45,9 die bundesweit 
ermittelten 14,2 des BfS in 
Einzelgebieten verwen-
dete. Auch in anderen Fäl-
len griff man auf eigene In-
terpretationen zurück, die 
ein gewünschtes Ergebnis 
liefern sollten. So wurde 
die Verwendung eines ein-
zigen Messwertes für Silur 
als zulässig begründet, 
weil diese geologische 
Formation nur 0,2 % der 
Fläche in Thüringen reprä-
sentiere. Dieser MP wird 
mit dem RP 75,7 in der Ge-
markung Korbußen ausge-
wiesen. Allerdings befin-
den sich an der Messstelle 
über 10 m quartäre und da-
runter devonische 

Schichtungen. Die Über-
prüfung des Momentan-
wertes aus dem Jahre 
2001 ergab 2022 mittels 
einer 3-Monatsmessung 
ein örtliches RP von 30.  
 
Fazit 
Mit dem Bemühen um Ge-
nauigkeit erreichte man 
Gegenteiliges: Eine zu un-
genaue Prognose, die zu 
viele tatsächliche radonbe-
lastete Gebiete nicht er-
fasst und andere auf 
Grund falscher Daten-
grundlage überbewertet. 
F. Lange 
 
 
 
[1] Allgemeinverfügung des Thü-
ringer Landesamtes für Umwelt, 
Bergbau und Naturschutz zur 
Festlegung von Gebieten zum 
Schutz vor Radon-222 in Innen-
räumen nach § 121 Absatz 1 Satz 
1 StrlSchG (Radonvorsorgege-
biete) vom 01.12.20 
[2] Abschlussbericht „Ermittlung 
und Ausweisung von RVG“, IAF-
Radiologie-Ökolo-gie GmbH (Ra-
deberg) und Geos-Ingenieurbüro 
GmbH Jena vom 31.10.2020 
- nicht veröffentlicht 
[3] https://tlubn.thueringen.de/ 
Umweltschutz/ Strahlenschutz. 
Karte Radonpotential v. 31.12.20 
[4] Die radiologische Situation 
der Region Ronneburg von 1989 
bis 2021“ Kirchlicher Umweltkreis 
Ronneburg vom 15.07.2021 
[5] Stellungnahme in Verwal-
tungsstreitsache Frank Joachim 
Lange gegen Freistaat Thüringen 
wegen Atom- und Strahlen-
schutzrechts 5K 61/21 Ge vom 
16.12.21 
  

Abb. 2: RVG Thüringens (lila Orte) im Vgl. zur BfS-Kartierung (10x10 km-Raster) aus [4] im Thüringer Wald (links) 

und Ostthüringen (rechts) 

https://tlubn.thueringen.de/
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Viel Unzufriedenheit und 
Unmut kommt derzeit zu ei-
nem öffentlich bekanntge-
wordenen kommunalen 
Großvorhaben auf, wonach 
in Ronneburg-Raitzhain 
eine zentrale Klärschlamm-
verbrennung für mindestens 
18 thüringischen Entsor-
gungsunternehmen errichtet 
wird. Nachfolgender Beitrag 
bündelt technische Erläute-
rungen, den aktuellen Sach-
stand und die Aktivitäten 
von Bürgern der Stadt zum 
Vorhaben.  
Der Beitrag erscheint nur in 
der print-Ausgabe 
 

Regionales 

Die zentrale Mono-Klärschlamm-

verbrennungsanlage (KSV) Thü-

ringens soll nach Ronneburg 

Bürgerinitiative und technische Beschreibung 


